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Alec von Graffenried, Berner Stadtpräsident

Interview: Bernhard Ott

Herr von Graffenried, Ihre 100-Tage-
Lehre als Berner Stadtpräsident ist
vorbei. Gefällt Ihnen der Job?
Ja! Das Amt gefällt mir sehr. Ich spüre
viel Offenheit und Goodwill aus der Öf-
fentlichkeit. Überrascht bin ich von der
grossen Aufmerksamkeit, die ich er-
fahre. Früher konnte ich mich ins Café
setzen, ohne angesprochen zu werden.
Heute werde ich immer angesprochen.

Sie haben Ihre Feuertaufe bei den
Krawallen vor der Reitschule erlebt.
Hat Sie das Ausmass der Gewalt
überrascht?
Ja und nein. Es hat ein Auto gebrannt,
was immer sehr eindrücklich ist. Aber
örtlich und zeitlich waren die Ereignisse
sehr beschränkt.

Wie beurteilen Sie den Einsatz der
Polizei?

Die Polizei hatte den Auftrag, einen Um-
zug zu verhindern, und das ist ihr gelun-
gen. Weniger gut war, dass Krawallanten
auf das Eilgutareal der SBB gelangt sind,
wo das Auto angezündet wurde. Da das
Areal für die Feuerwehr blockiert war,
musste der Löschzug der SBB avisiert
werden. Dieser kam relativ spät, sodass
das Auto völlig ausgebrannt ist. Das er-
gab dann die reisserischen Bilder.

Die Polizei fühlt sich vom Gemeinde-
rat oft im Stich gelassen, wenn es
um die Reitschule geht. Dies zeigen
die jüngst publik gewordenen Poli-
zeiberichte an den Gemeinderat.
Der Gemeinderat lässt die Polizei sicher
nicht im Stich. Ich habe grössten Res-
pekt vor deren Aufgabe, nicht nur im Zu-
sammenhang mit Ausschreitungen, und
danke ihr für ihren Einsatz.

Gemäss den Polizeiberichten
wird die Aufklärung von Straftaten
in der Reitschule behindert. Was
sagen Sie dazu?
Tausende von Jugendlichen verbringen
Wochenende für Wochenende im Raum
Bahnhof/Aarbergergasse/Reitschule und
Bierhübeli. Sie sollen sich im Ausgang si-
cher fühlen. Daher muss zum Beispiel
der Drogendeal rund um die Reitschule
unterbunden werden. Da die Zusam-
menarbeit von Teilen der Reitschule mit
der Polizei nicht klappt, können sich
aber immer wieder Dealer durch Flucht
in die Reitschule der Kontrolle entzie-
hen. Folgt die Polizei ihnen nach, wer-
den zum Beispiel Türen verschlossen.

Halten Sie das für tolerierbar?
Ich kann nachvollziehen, dass Jugendli-
che zum Teil wenig Verständnis für die
Polizeiarbeit haben. Niemand hat die
Pflicht, die Polizei aktiv zu unterstützen.
Mit dieser Situationmuss die Polizei pro-
fessionell umgehen können. Es muss
aber auch den Reitschul-Betreibern klar
sein, dass nur die Polizei für die Verfol-
gung von Kriminalität zuständig ist und
dass sie nicht behindert werden soll.

Der Gemeinderat hat Alt-Bundes-
richter Hans Wiprächtiger
beauftragt, die Reitschule zu einem

Bekenntnis zur Gewaltlosigkeit zu
bewegen. Er dürfte einen schweren
Stand haben.
Ich gehe davon aus, dass es trotzdem zu
einem solchen Bekenntnis kommen
wird. Gewisse Straftaten gehen ja auch
den Betreibern zu weit. Falls gewaltbe-
reite Kreise an einer Vollversammlung
dies verhindern wollen, indem sie Macht
über andere ausüben, muss diese Macht
gebrochen werden.

Es braucht also eine Distanzierung
der Reitschule von der gewalttätigen
Fraktion?
Es braucht letztlich ein Bekenntnis zur
Rechtsstaatlichkeit. Die Reitschule
kämpft ja für die Einhaltung der Grund-
rechte. Darauf ist sie zu behaften.

Die Krawalle haben sich an der
Wohnungsnot entzündet. Die geplan-
ten Neubauten reichen kaum aus,
um die Nachfrage zu befriedigen.
Das stimmt. Die Nachfrage nach Wohn-
raum in der Stadt ist und bleibt hoch.
Wohnen in der Stadt ist wieder attraktiv.
Das geht auf die Verbesserungen im
Wohnumfeld zurück. Am wichtigsten
sind da die Verkehrsmassnahmen. Die
Nachfrage nach Wohnraum wird aber
mittelfristig etwas nachlassen, da sich
die Zuwanderung verringert.

Sie setzen beim Planen nach wie vor
auf innere Verdichtung statt auf
eine Stadterweiterung?
Natürlich. Brünnen-Süd zum Beispiel
kommt erst, wenn die Reserven ausge-
schöpft sind.

Die Burgergemeinde hat Baufelder
in der hinteren Schosshalde und
im Springgarten. Da könnten Sie
als Burger doch etwas bewirken?
Das ist eingezontes Wohnbauland. Die
Burgergemeinde ist da grundsätzlich of-
fen. Eine Stadterweiterung im Osten wie-
derumhängt von der Verlegung der Auto-
bahn ab. Der Bypass Ost zwischen Muri
und Wankdorf soll im Zeitfenster um
2030 realisiert werden. Die bisherige A6
wird dadurch zur Stadt-Strasse zurückge-
stuft. Da werden grosse Reserven frei.

Ein neu gegründeter Verein will
aber die bestehende A6 im Ostring
überdachen und mit Wohnungen
bebauen. Was halten Sie davon?
Das ist eine gute Idee – mit vielen offe-
nen Fragen.

Als einstiger Präsident des Vereins
Waldstadt Bremer müssten Sie doch
begeistert sein, wenn jemand auf
einem Autobahndach bauen will.
Die Waldstadt – nach wie vor eine gute
Idee – hätte entlang und nicht auf der
Autobahn gebaut werden sollen. Bauen
auf der Autobahn ist aus Gründen der
Statik und der Sicherheit sehr teuer.

Architekt Rolf Schoch vom Büro
Aarplan sagt, er könne für 12000
Personen bezahlbaren Wohnraum
auf der Autobahn errichten.
Damuss man ganz genau hinschauen. So
will sich das Bundesamt für Strassen
zum Beispiel den Spielraum für mögli-
che Verbreiterungen der Autobahn er-
halten. Wohnungsbau auf der Autobahn
müsste also Raum freihalten für zusätz-
liche Fahrbahnen. Auch müssten Be-
trieb und Unterhalt eines Tunnels über
die ganze Lebensdauer finanziert wer-
den. In den Modellrechnungen werden
diese Kosten oft nicht berücksichtigt.

Für wen wollen Sie bauen? An der
Eigenheimmesse sagten Sie: «Die
Stadt Bern will gar keine preisgüns-
tigen Wohnungen. Wohnen in der
Stadt ist nun mal einfach teuer.»

«Auf dem Viererfeld wird es auch
vergünstigten Wohnraum geben»
Die soziale Entwicklung in den Stadtberner Quartieren lasse sich nicht einfrieren, sagt Alec von Graffenried.
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DerGemeinderat
lässt die Polizei
sicher nicht
imStich.
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Das habe ich so nicht gesagt. Ich sagte,
dass städtisches Wohnen tendenziell
teurer ist, weil die Lage hervorragend ist
– wie etwa in der Länggasse. Seitdem das
Quartier verkehrsberuhigt wurde, stim-
men dort sowohl Lage als auch Qualität
der Wohnungen. In der Stadt Bern gibt
es oft nur noch entlang von lärmigen
Verkehrsachsen günstigen Wohnraum,
zum Beispiel am Ostring oder an der
Winkelriedstrasse. Mit der beabsichtig-
ten Einführung von Tempo 30 auf
Hauptverkehrsachsen werden diese Ge-
biete aber ebenfalls aufgewertet. Wird
der Verkehr menschenverträglich ge-
macht, gibt es nur noch gute Lagen mit
teureren Mieten.

Und die weniger Begüterten ziehen
nach Ostermundigen um.
Genau das soll verhindert werden. Wir
streben alters- und herkunftsmässig so-
wie sozial durchmischte Quartiere an,
wo gelebt und gearbeitet wird. Nur
durchmischte Quartiere sind lebens-
werte, urbane Quartiere. Die Stadt muss
daher dafür sorgen, dass es neuen güns-
tigen Wohnraum gibt.

Wie soll das gehen?
Die durch eine Beschwerde blockierte
Wohn-Initiative wird bereits freiwillig
umgesetzt. Sie verlangt, dass ein Drittel
desWohnraums in Neuüberbauungen in
Kostenmiete vermietet werden soll.

Gemeinnütziger Wohnungsbau ist
aber nicht sozialer Wohnungsbau.
Es ist Wohnungsbau für die obere
Mittelschicht.
Einspruch. Das mag bei gewissenWohn-
baugenossenschaften tatsächlich der
Fall sein. Die Stadt Bern ist aber be-

strebt, auch Wohnungen für Schichten
mit tieferem Einkommen zur Verfügung
zu stellen. Dies funktioniert zum Bei-
spiel durch entsprechende Auflagen für
gemeinnützige Wohnbauträger.

Die Stadt will seit Jahren einen
Pool von 1000 Wohnungen mit
vergünstigtem Mietzins schaffen.
Das ist ihr bisher nicht gelungen.
Auf dem Viererfeld, auf dem Gaswerk-
areal oder andernorts wird die Stadt
auch Wohnraum mit vergünstigten Mie-
ten bereitstellen können. So erreichen
wir unser Ziel.

Sie wollen vergünstigte Wohnungen
in Neuüberbauungen schaffen?
Die Stadt hat bei Neuüberbauungen be-
reits früher Baufelder für sich bean-
sprucht und zu diesem Zweck überbaut.
Der Zeitpunkt dafür ist günstig.

Der Trend geht im Moment in eine
andere Richtung: Die Stadt Bern
wird zum ökologischen Reservat für
höhere rot-grüne Staatsbeamte –
umgeben von einer Verkehrswüste.
Gewisse Verdrängungsprozesse auf
Block- und Quartierebene wird man
nicht verhindern können. Holligen zum
Beispiel ist ein Quartier im Umbruch.
Die Schlossstrasse ist in zehn Jahren viel-
leicht die neue Lorraine.

Wo bleiben dann die billigen
Wohnungen?
Sie sollen ja bleiben! Es kommen einfach
neue Wohnungen dazu, was eine Dyna-
mik auslöst. Man kann die Entwicklung
in den Quartieren nicht einfrieren. Die
Lorraine war vor zwanzig Jahren äus-
serst lebendig. Ein einst junges Quartier
wird aber älter, und die Szene sucht sich
eine neue Nische. Das ist die Dynamik
einer lebendigen Stadt.

Was ist mit Bern West, dem einst
auch ein Boom prophezeit wurde?
Westside und Brünnen waren für Bern
West ein Quantensprung. Heute steht
die Erneuerung der grossen Überbauun-
gen aus der Hochkonjunktur an. Zudem
soll es weitere Ersatzneubauten geben –
etwa im Stöckacker.

Was meinen Sie damit?
Die Häuser in der Meienegg aus der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts sollen
ganz oder zum Teil abgerissen und
durch Neubauten ersetzt werden. Das
Verfahren wird bald eingeleitet.

Die Stadt erzielt seit Jahren Über-
schüsse im zweistelligen Millionen-
bereich. Sie sahen im Wahlkampf
Spielraum für eine Steuersenkung.
Ihre Partei will davon nichts wissen.
Ich habe von der Positionierung der
Fraktion GFL/EVP Kenntnis genommen.
Ich war nicht dabei. Die finanzielle Situ-
ation der Stadt hat sich in den letzten
Jahren deutlich entspannt – zum Glück!

Sehen Sie noch Spielraum für
eine Steuersenkung?
Wenn ich das so gesagt habe, hat das
wohl seine Richtigkeit.

Bedeutet dies eine moderate Sen-
kung im Sinn der GLP oder mehr?
Der Gemeinderat wird bei der Beratung
des Budgets 2018 über den Steuersatz
entscheiden. Im Finanzplan wird aber
deutlich, dass der Investitionsbedarf in
ein paar Jahren den Spielraum für eine
Steuersenkung wieder einengen könnte.

Finanzdirektor Michael Aebersold
(SP) schloss eine Steuersenkung in
den nächsten zwanzig Jahren aus.
Zwanzig Jahre? Das ist die Meinung des
umsichtigen Finanzdirektors.

Im Gemeinderat können Sie
in solchen Fragen aber nicht das
Zünglein an der Waage spielen.
Wo Sie recht haben, haben Sie recht.

Die Linke fordert ein höheres Lohn-
niveau in der Verwaltung, sodass
Kaderangestellte mehr verdienen als
der Stadtpräsident. Stört Sie das?
Nein. Die Direktoren von EWB und Bern-
mobil verdienen bereits heute mehr als
ich. Fakt ist, dass städtische Angestellte
weniger verdienen als ihre Kollegen von
Kanton und Bund. Das führt zu einer
Schwächung der Stadt auf dem Arbeits-
markt. Ich bin der Meinung, dass der fi-
nanzpolitische Spielraum auch dazu ge-
nutzt werden sollte, dem Personal etwas
zurückzugeben. Die Löhne sollten ans
Marktniveau angepasst werden.

Löhne rauf, Steuern runter –
wie soll das funktionieren?
Wennman das vorsichtig angeht, ist vie-
les möglich.

Auch bei den Kultur-Kadern sorgen
die Löhne für Gesprächsstoff.
Sie traten im Wahlkampf für
eine Offenlegung ein.
Das tue ich immer noch. Das Hauptpro-
blem bei Konzert Theater Bern (KTB)
sind aber nicht die Kaderlöhne, sondern
die nach wie vor unterschiedlichen
Lohnniveaus von Orchester und Thea-
ter. Die Musiker verdienen besser als die
Schauspieler, die wiederum mehr ver-
dienen als die Tänzer und das techni-
sche Personal. Daher wurden Mindest-
löhne eingeführt. Bei den Entschädigun-
gen für die Stiftungsräte will die Stadt
Transparenz schaffen. Die neue Präsi-
dentin Nadine Borter wird weniger er-
halten als die 40000 Franken, die Bene-
dikt Weibel verdient hat.

Wie steht es mit der Transparenz
bei den Löhnen des Intendanten
oder des Chefdirigenten?
Über kurz oder lang werden alle Kader-
löhne im öffentlichen Sektor offenge-
legt. Den Entscheid darüber überlasse
ich aber dem KTB-Stiftungsrat.

Holligen ist
in zehn Jahren
vielleicht die
neue Lorraine.

Alec von Graffenried

Der einstige Manager des Baukonzerns
Losinger Marazzi ist Mitte Januar im zweiten
Wahlgang zum Berner Stadtpräsidenten
gewählt worden. Die Grüne Freie Liste (GFL)
ist damit seit dem Jahr 2000 wieder in der
Stadtregierung vertreten. Von Graffenried
war Anfang der Nullerjahre Regierungsstatt-
halter und sass von 2007 bis 2015 für die
Grünen im Nationalrat. Bei den Gemeinde-
ratswahlen 2004 war er mit einem Rückstand
von nur sechs Stimmen auf Regula Rytz vom
Grünen Bündnis (GB) nicht gewählt worden.
Von Graffenried ist in zweiter Ehe verheiratet
und Vater von vier Kindern. (bob)

Die gesammelten Samstagsinterviews unter
www.samstagsinterviews.derbund.ch

Orlando

www.orlando.derbund.ch

Leitartikel Der Abstimmungskampf rund um das von Präsident Erdogan
verfochtene Referendum hat das Land tief gespalten. Mike Szymanski, Istanbul

Wendepunkt für die Türkei
Wie auch immer die Entscheidung über
die künftige Machtfülle von Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan ausgeht,
das Referendum am Sonntag markiert
einen Wendepunkt für die Türkei.
Sollte sich eine Mehrheit der mehr als
55 Millionen wahlberechtigten Türken
für den Wechsel zum Präsidialsystem
entscheiden, dann herrscht bald nur
noch ein Mann im Land. Die ange-
strebte Verfassungsreform würde
Erdogan mit schier uneingeschränkter
Macht ausstatten. Er würde Chef der
Exekutive, aber sein Einfluss würde
auch bis weit ins Parlament und vor
allem in die Justiz hineinreichen. Das
Prinzip der Gewaltenteilung würde im
türkischen Modell ausgehebelt. Erdo-
gan verspricht den Bürgern Stabilität
und Sicherheit. Sie bekommen vor
allem: noch mehr Erdogan.

Wenn er denn das Referendum für
sich entscheidet. Die letzten Umfragen
sagen einen knappen Ausgang voraus.
Sollte sich am Sonntag eine Mehrheit
gegen die Reform entscheiden, wird
das Land hinterher aber auch nicht
mehr dasselbe sein: Dann nämlich ist
Erdogan politisch angezählt. Dann
hätte er den Nimbus des Unbesiegba-
ren verloren.

Noch jede Wahl gewonnen
Denn bisher hat der 63 Jahre alte
konservativ-islamische Politiker noch
jede Wahl für sich entschieden, not-
falls über den Umweg von Neuwahlen,
wie im Jahr 2015. Am Ende hat er
immer bekommen, was er wollte.
Der 16. April ist auch eine Entschei-
dung zwischen Allmacht und Götter-
dämmerung.

Nach der Gründung der Republik im
Jahr 1923 und dem Übergang zum
Mehrparteiensystem 1946 wäre der
Wechsel zum Präsidialsystem die wohl
tief greifendste Reform im Land. Seiner
«neuen Türkei» – an der Erdogan
arbeitet, seitdem seine Partei, die AKP,
2002 an die Macht gekommen ist –
würde er einen grossen Schritt näher-

kommen. Wie wichtig ihm diese Trans-
formation ist, zeigt sich daran, welch
hohen Preis er dafür zu zahlen bereit
scheint. Kaum eine Verfassungsreform
zuvor hat die Gesellschaft im Land so
polarisiert. Wer Erdogans Projekt nicht
unterstützt, ist nicht einfach nur
anderer Meinung, was die Zukunft des
Landes angeht. Der Präsident und die
Regierung haben die Gegner kriminali-
siert und in die Nähe von Terroristen
gerückt. Selahattin Demirtas, der 2015
die kurdische Partei HDP unter ande-
rem mit dem Versprechen ins Parla-
ment geführt hat, niemals zuzulassen,
dass Erdogan sich zum Superpräsiden-
ten macht, sitzt seit November im
Gefängnis.

Die Partei hat einen Grossteil ihres
Führungspersonals verloren. Wegen
Terrorvorwürfen sind sie in Haft und
können keinen Wahlkampf machen.
Und noch eine Partei ist an Erdogans
Machthunger zerbrochen, die ultra-
nationalistische Partei MHP. Ein Flügel
um den Parteichef versucht, Erdogan
zur erforderlichen Mehrheit zu verhel-
fen. Ein anderer arbeitet dagegen. Im
Land wird auch nicht diskutiert, was
gut für die Türkei ist. Die Menschen
gehen sich aus dem Weg.

Aussenpolitisch hat die Kampagne
zum Referendum beträchtlichen Scha-
den angerichtet. Nachdem Erdogan die
Länder der Europäischen Union, vor
allem Deutschland, mit Nazi-Vorwürfen
überzogen hat, weil sie den Wahlkampf
um in der EU lebende Türken behin-

derten, ist das türkisch-europäische
Verhältnis von Misstrauen und tiefer
gegenseitiger Enttäuschung geprägt.
Der Streit um ein Ja oder Nein beim
Referendum ist auch für die wahlbe-
rechtigten Türken in der Schweiz und
in Deutschland eine Zerreissprobe.
Selten ist eine Kampagne mit solcher
Härte geführt worden. Nach Ansicht
des Meinungsforschers Murat Gezici
zielte sie auf jene 20 Prozent der
Wähler, die bis zuletzt unentschlossen
waren.

Unfairer Wahlkampf
Selten fiel es den Umfrageinstituten so
schwer, ein klares Stimmungsbild zu
zeichnen. Dies lag vor allem daran,
dass sich womöglich jene, die die
Reform ablehnen, aufgrund des politi-
schen Drucks bei den Befragungen
eher nicht als Gegner zu erkennen
gaben. Angesichts des einerseits gros-
sen Material- und Personaleinsatzes
des Erdogan-Lagers, das sich sämtli-
cher Ressourcen des Staates bediente,
und andererseits der zahlreichen
Behinderungen der Gegner, gilt es
schon als Überraschung, dass die Mehr-
heit der Institute beide Lager in etwa
gleichauf sehen.

Denn kaum je wurde ein Wahlkampf
so ungleich geführt. Die Wahlbeobach-
ter der OSZE übten diesbezüglich
schon vor der Abstimmung heftige
Kritik.

Sollte Erdogan am Sonntag Erfolg
haben, dürfte er sich rasch an die
Umsetzung der Reform machen. Der
Systemwechsel soll eigentlich erst mit
den Wahlen im Jahr 2019 komplett
vollzogen werden. Aber dass Erdogan
sich nach einem Votum für ihn so viel
Zeit lässt, erwarten die wenigsten. Die
Reform erlaubt ihm, schon bald nach
dem Referendum wieder nach dem
Vorsitz seiner AKP zu greifen, eine
Schlüsselposition der künftigen Macht-
architektur. Sollte er jedoch am Sonn-
tag verlieren, steht ihm der eigentliche
Machtkampf wohl erst noch bevor.

Erdogan hat
die Gegner
in die Nähe
vonTerroristen
gerückt.


